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Eine Schuleingangsuntersuchung 
hat wohl bisher jeder Schüler er-
leben dürfen. Die Durchführung 
ist ja auch eine Pfl ichtaufgabe des 
Gesundheitsamtes. Aber künftige 
Schülergenerationen werden viel-
leicht gar nicht mehr wissen, was 
das ist.
Im Haushaltsentwurf des Bezirks 
Pankow für die Jahre 2008 bis 2009 
heißt es nämlich: „Für die Bereiche 
des Kinder- und Jugendgesundheits-
dienstes, des sozialpsychiatrischen 
Dienstes und des jugendpsychiatri-
schen Dienstes muss aufgrund eines 
fehlenden Einstellungskorridors 
und der dazugehörigen fi nanziel-

len Mittel die Wahrnehmung von 
Pfl ichtaufgaben als gefährdet ange-
sehen werden. So können durch den 
Kinder- und Jugendgesundheits-
dienst die anstehenden Schulein-
gangsuntersuchungen (ca. 3.500) 
nicht abgeschlossen werden. Ärzt-
liche Untersuchungen in Kindergär-
ten sowie Impfungen können nicht 
mehr durchgeführt werden.“
Die Bezirksverordnetenversamm-
lung Pankow (BVV) fordert daher 
im Haushaltsbeschluss die Finan-
zierung von annähernd  acht Stel-
len und die Aufhebung des Ein-
stellungsstopps für die jeweiligen 
Fachbereiche. Da dies nicht nur ein 

Problem für Pankow ist, wird das 
Bezirksamt gebeten, sich für eine 
landesweite Regelung einzusetzen.
Unsere Fraktion DIE LINKE in der 
BVV hat dieses Problem an unsere 
Vertreter im Abgeordnetenhaus her-
angetragen. 
Erste Reaktionen zeigen in die rich-
tige Richtung: Es sollen zunächst 
in diesem und im nächsten Jahr für 
Berlin insgesamt 30 Stellen neu be-
setzt werden können. 
Realistisch ist dies jedoch nur, wenn 
auch eine entsprechende Finanzie-
rung erfolgt.

Axel Bielefeldt
Bezirksverordneter

Die 10. Tagung der Bezirksverord-
netenversammlung Pankow (BVV) 
am 24. Oktober startete mit einer 
Auszeit der SPD, gefolgt von einer 
kurzen Beratung des Ältestenrates. 
Anlass war der Übertritt von Dr. 
Harald Hommers (ehemals WASG) 
zu den Grauen Panthern. Mit nun-
mehr drei Mitgliedern erreicht die-
se Gruppierung Fraktionsstärke 
und damit Anspruch auf zwei Sitze 
in den Ausschüssen. Wie sich dies 
auf die Sitzverteilung in den Aus-
schüssen für alle Fraktionen aus-
wirkt, wird in den nächsten Tagen 
besprochen. Die folgenden münd-
lichen Anfragen hatten in ihrer Be-
antwortung durch die zuständigen 
Stadträte eine Gemeinsamkeit: Bei 
der Sanierung der Buchholzer Stra-
ße, den Baumängeln in der „Kita La 
Cigale“ und den Baumfällungen im 
Gleimviertel steht das Bezirksamt 

vor “multiplen Schwierigkeiten“. 
Wobei Bürgermeister Köhne (SPD) 
vor einer all zu großen Skandali-
sierung warnte. Ohne Fällung wür-
den die von Wurzelfäule befallenen 
Traubenkirschen von alleine umfal-
len, Schaden anrichten und die Si-
cherheit gefährden. 
So interessant solche Ausführungen 
sind, spannender waren Rededuelle 
wie zum Thema „Wahlplakatierung 
– saubere Laternen nach der Wahl“ 
auf der vorangegangenen BVV-
Tagung: Zwei nicht sonderlich be-
freundete Fraktionen führten eine 
viel zu lange Debatte darüber, wer 
noch wo Plakate zu hängen hat. Sagt 
der eine Nichtfreund zum Anderen: 
Von seiner Partei würde nichts mehr 
hängen, wohl aber von der sich Be-
schwerenden. Er würde ihm besag-
te Plakate in der Wolfshagener gern 
zeigen. Er hätte am Wochenende 

Zeit, wie es denn bei ihm zeitlich so 
aussehe.
Engagierte Ausführungen gab es 
auch zum Antrag „Erhaltung der 
Oderberger Straße“. Die dem Be-
zirksamt vorgelegten Planungsun-
terlagen wurden als phantasielos 
kritisiert. Unter Bezugnahme auf 
Fakten wie „Grünzeug neigt zum 
Wachsen und wenn der Bambus 
blüht, ist er eigentlich hin“, fasste 
Wolfram Kempe von der Linksfrak-
tion das Anliegen aller wie immer 
wunderbar spitzzüngig zusammen: 
Es geht um den Erhalt des Charak-
ters der Oderberger Straße und um 
den Verbleib der Grünpfl anzen. 
So vielfältig und interessant die The-
men auch waren, nichts toppt diese 
Bürgerfragestunde am Beginn des 
Oktobers: Auf Nachfrage der CDU, 
ob es im Bezirksamt keine Kleider-
ordnung gäbe und ob sich das lege-
re Auftreten von Bezirksstadtrat Dr. 
Michail Nelken (DIE LINKE) nicht 
negativ auf Verhandlungsergebnisse 
mit Wirtschaftspartnern auswirken 
könnte, antwortete der vermeintli-
che Investorenschreck großzügig 
mit Schweigen und Bürgermeister 
Köhne abschlägig, weil nicht not-
wendig.
Leider hatte sich der Vorschlag, 
dass unsere Fraktion solidarisch mit 
Römerlatschen antritt, nicht durch-
gesetzt. Doch in jedem Fall: Lieber 
ein linker Stadtrat in Sandalen als 
ein fraktionsloser REP im Anzug.

Gabi Kuttner
Bezirksverordnete

Linker Stadtrat in Sandalen 

Aus BVV und Ausschüssen

Schuluntersuchungen gefährdet
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extraDrei sprach mit Gernot Klemm, 
Bezirksvorsitzender DIE LINKE 
Pankow:

Gernot, herzlichen Glückwunsch 
zur Wiederwahl. Du warst 13 Jah-
re Bezirksvorsitzender der alten 
PDS. Welche Erfahrungen sind 
Dir aus dieser Zeit wichtig?

Die LINKE wird mehr sein als die 
Summe der Mitglieder von PDS 
und WASG. Das zeigen zahlreiche 
positive Reaktionen von Bürgerin-
nen und Bürgern sowie Parteiein-
tritte seit unserer Gründung. Des-
halb sehe ich mich keineswegs in 
direkter Nachfolge meiner vorheri-
gen Aufgaben.
Allerdings bringen wir aus der PDS 
zahlreiche Erfahrungen in die Ar-
beit der LINKEN ein. Stark sind 
wir als eine Partei für den Alltag 
geworden, die Menschen direkt vor 
Ort mit Rat und Tat beiseite stand. 
Der nächste Schritt war es, durch 
die Erarbeitung praxistauglicher 
linker Politik Vertrauen über unser 
angestammtes Wählerpotential hin-
aus zu gewinnen.
Zuletzt sind wir - im Guten wie im 
Schlechten - an unseren Taten und 
nicht an wohlfeilen Worten gemes-
sen worden.

Welche Schlussfolgerungen hast 
Du aus der Analyse der Nieder-
lage zu den letzten Abgeordneten-
hauswahlen gezogen?

Die notwendige Konsolidierung 
des Berliner Landeshaushaltes ha-
ben viele Bürgerinnen und Bürger 
als schmerzliche Spareinschnitte 
wahrgenommen. Erreichtes wie das 
Sozial- oder das Drei-Euro-Kul-
turticket wurden nicht uns zuge-
schrieben. Mit den neuen Projekten 
der LINKEN wie dem Erhalt der 
öffentlichen Daseinsvorsorge, die 
Einführung der Gemeinschaftsschu-
le und des Öffentlich geförderten 
Beschäftigungssektors wollen wir 
nun sichtbarer Stadtpolitik sozial 
gerecht gestalten.

In den Bezirksvorstand sind viele 
junge Genossinnen und Genos-
sen gewählt worden.

In den Vorstand sind nicht nur viele 
junge, sondern auch viele neue Ge-
nossinnen und Genossen gewählt 

worden. Sie sind entweder noch 
recht jung in der Partei oder ohne 
jahrelange Gremienerfahrung. Das 
kann nur gut sein und viel frischen 
Wind bringen.

Was habt Ihr Euch für die künfti-
ge Arbeit vorgenommen?

Die Schwerpunkte unserer poli-
tischen Arbeit wurden durch die 
Hauptversammlung klar fi xiert. 

Ausgangspunkt aller Überlegungen 
ist die Parteibasis mit ihren über 
1.600 Mitgliedern in Pankow. Wir 
wollen ihre umfassende Information 
und Beteiligung an den Aktionen, 
am Parteileben und an der Entwick-
lung von politischen Vorschlägen.
Dazu gehört auch die Bildung von 
Ortsverbänden als organisatorisches 
und politisches Rückgrat der Partei. 
Sie können die Zusammenarbeit mit 
Vereinen und Initiativen vor Ort am 
besten organisieren und die Kom-
munalpolitik der Bezirksverordne-
tenversammlung (BVV) begleiten. 
Vor Ort kennt man die Probleme am 
besten und auch die Leute, die bei 
der Lösung helfen können. 

In Pankow wird es angesichts 
der prekären Haushaltslage Ein-
schnitte im sozialen und kulturel-
len Bereich geben. Wie geht die 
LINKE damit um? 

Gerade hat die BVV Pankow einen 
Haushalt für die Jahre 2008/09 be-
schlossen. Es gibt schmerzliche Ein-
schnitte im Kultur-, Bildungs- und 
Jugendbereich. Aber es geht auch 

um die Sicherung der kommunalen 
Infrastruktur. Der Haushalt wendet 
sich direkt gegen die Vorgaben des 
Berliner Senats, der von Pankow 
stattdessen weitere Schließungen 
und die Abtragung angeblicher 
Altschulden fordert. Der Bezirks-
haushalt muss nun in den Gremien 
von Partei und Parlament durch-
gekämpft werden. Es geht uns um 
ein Zeichen für den Fortbestand der 
Berliner Bezirke als politische Kör-
perschaften. Das muss auch Thema 
der gesamten Landespartei werden.

Wenn Du gerade nicht Bezirks-
vorsitzender der LINKEN Pan-
kow bist, was machst Du dann?

Anders herum wird ein Schuh draus. 
Bezirksvorsitzender bin ich ehren-
amtlich. Meist am Montagvormit-
tag und an den meisten Abenden 
der Woche. Im Übrigen bin ich als 
Koordinator der Fraktionsvorsit-
zendenkonferenz der Partei DIE 
LINKE für die Zusammenarbeit un-
serer Landtagsfraktionen zuständig 
und viel unterwegs. So habe ich im 
Frühjahr zwei Monate lang vor Ort 
mitgeholfen, unsere erste ‚West-
Fraktion’ in Bremen aufzubauen.
Wenn noch Freizeit übrig bleibt, 
dann lese ich gern, bin mit mei-
nem Hund unterwegs, ich urlaube 
gern im Gebirge oder am Meer zum 
Wandern und bin als Zuschauer und 
Fan beim Fußballverein BFC. 

Interview:
Renate Tepper, Lena Tietgen

Auf ein Neues

Das Interview
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Der Bezirksvorstand
DIE LINKE.Pankow
Die 1. Tagung der 1. Hauptver-
sammlung beschloss, den neuen Be-
zirksvorstand in einer Stärke von 18 
GenossInnen zu wählen. Dem neu 
gewählten Vorstand gehören an:
Als Vorsitzender Gernot Klemm, als 
stellvertretende Vorsitzende Sandra 
Brunner  und Sören Benn, als weite-
re Mitglieder: Andreas Bossmann, 
Gert Cramer, Patrice Florentin, De-
lia Hinz, Christine Keil, Joachim 
Kreimer de Fries, Gabriele Kuttner, 
Stefan Liebich, Katrin Maillefert, 
Uwe Melzer, Klaus Prätor, Marion 
Rissmann, Melanie Tippel, Nicole 
Trommer und Ute Wolf.
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Im Frühjahr 2007 teilte die Senats-
verwaltung für Finanzen den Berli-
ner Bezirken mit, wie ihr Jahresab-
schluss 2006 bewertet wird: Pankow  
schließt mit einem Defi zit in Höhe 
von 2,9 Millionen Euro ab. Entge-
gen der Berechnung des Bezirkes, 
die ein Plus verzeichnet hatte. Die 
Differenz entstand durch nachträg-
lich veränderte Ansätze seitens der 
Senatsfi nanzverwaltung.
Jedoch werden diese Korrekturfak-
toren und deren Berechnung dem 
Bezirk nicht mitgeteilt.
Der Senat beschloss im April 2007 
die Höhe der Globalsumme für alle 
Berliner Bezirkshaushalte. Die reale 
Geldzuweisung an die Bezirke wird 
jedoch nicht anhand ihrer tatsäch-
lich erbrachten Aufgaben berechnet, 
sondern durch die mittelfristige Fi-
nanzplanung durch den Senat fest-
geschrieben. Dabei werden jährlich 
die Mittel für alle Bezirke (Ausga-
benplafond) abgesenkt.
Im Berliner Haushaltsentwurf für 
2008/09 erhöhen sich scheinbar die 
Mittel für die Bezirke - aber nur 
wegen erweiterter Aufgaben auf-
grund neuer bundes- und landesge-

setzlicher Regelungen wie bspw. 
dem Nichtraucherschutz. Die dabei 
entstehenden Kosten werden jedoch 
nicht einmal den Bezirken in vollem 
Umfang erstattet werden. 
Das Bezirksamt Pankow beschloss 
daraufhin vor der Sommerpause 
die Eckwerte für die Verteilung der 
dem Bezirk vom Senat zugewiese-
nen Gesamtsumme auf die einzelnen 
Fachbereiche. Da die Zuweisung 
unterhalb der zu erwartenden Aus-
gaben liegt, war Pankow bereits im 
Juni gezwungen, noch 2007 massiv 
Personalkosten in Höhe von 5,4 Mil-
lionen Euro einzusparen.
Der Kritik aus vielen Berliner Be-
zirken, die Zuweisung sei um mehr 
als 100  Millionen Euro zu niedrig, 

begegnete der SPD-Finanzsenator 
Sarrazin mit überraschenden Re-
chentricks. Der Senat beschloss nach 
etlichen Einwendungen,  die Ein-
sparvorgaben gegenüber den Bezir-
ken um 25 Millionen Euro zu senken 
und verkündet  seitdem, die Bezirke 
hätten mehr Geld zur Verfügung.
Im August und September 2007 be-
rieten die Ausschüsse der Bezirks-
verordnetenversammlung (BVV) 
den Entwurf des  Bezirkshaushaltes 
2008/2009. Dabei kam es zu Nach-
forderungen. Der beschlossene Ab-
bau von Stellen für Musiklehrer in 
Pankow würde zu massiven Ange-
bots- und damit Einnahmeeinbußen 
in der Musikschule führen. Daher 
erfolgte der Beschluss der BVV zur 
Aufstockung der Mittel von auf Ho-
norarbasis beschäftigten Musikpäda-
gogen. Nun wird sich der Hauptaus-
schuss des Abgeordnetenhauses im 
November und Dezember mit den 
bezirklichen Haushalten beschäfti-
gen. Von dieser  Entscheidung wird 
die Zukunft des Bezirkes Pankow 
abhängig sein.

Katja Haese, Matthias Zarbock
Bezirksverordnete

Fahrplan zum Bezirkshaushalt

Bezirkshaushalt
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Im September hat die Bezirks-
verordnetenversammlung (BVV) 
den Entwurf zum Doppelhaushalt 
2008/2009 mehrheitlich beschlos-
sen. Darin enthalten ist eine mas-
sive Kritik an der seit Jahren ver-
folgten Zuweisungspraxis des Fi-
nanzsenators Thilo Sarrazin (SPD), 
die zur fi nanziellen Aushöhlung der 
Bezirke geführt hat und die Gestal-
tungsmöglichkeiten der bezirkli-
chen Kommunalpolitik immer mehr 
einschränkte.
So führte die Unterfi nanzierung 
gesetzlicher Pfl ichtaufgaben für 
Jugend und Soziales seit 2002 in 
Pankow zu einem „Schuldenauf-
bau“ von über 30 Millionen Euro, 
obwohl der Bezirk gleichzeitig 
durch Personalabbau, Ausgaben-
kürzungen in anderen Bereichen 
und Haushaltssperren 50 Millionen 
Euro eingespart hat. Diese „Alt-
schulden“ werden in der politischen 
Auseinandersetzung als Druckmit-
tel für weitere unrealistische Ein-
sparvorgaben durch den Senator 
instrumentalisiert. Dagegen hat sich 

die BVV gestellt und den Ausstieg 
aus dem nicht umsetzbaren Kon-
solidierungskonzept aus dem Jahr 
2005 beschlossen.
Daneben bleiben weitere Haus-
haltsrisiken, wie die permanente 
Unterfi nanzierung bei den Hilfen 
zur Erziehung. Bei den Personal-
einsparungen wurden 2007 die letz-
ten Möglichkeiten ausgeschöpft, 
Einschränkungen des kommuna-
len Angebots im Kultur- und Bil-
dungsbereich sowie bei sozialen 
Einrichtungen sind unvermeidlich. 
Ganz zu schweigen von der Be-
wältigung neu zugewiesener Auf-
gaben wie dem Nichtraucherschutz 
und der Umweltzone.  Aber besteht 
überhaupt eine Chance, dass der 
BVV-Beschluss zum Haushalt, der 
sich den unrealistischen Sparvor-
gaben verweigert, umgesetzt wer-
den kann? Mit Spannung erwarten 
deshalb Bezirksamt und Verordnete 
die Vorlage des Finanzsenators an 
den Hauptausschuss des Abgeord-
netenhauses sowie den Beschluss 
des Abgeordnetenhauses zu den Be-

zirkshaushalten. Bis dahin wird die 
Auseinandersetzung weiter eskalie-
ren. Denn anders als in vergangenen 
Jahren führen diesmal alle Bezirke 
Klage gegen den Finanzsenator, der 
mit immer abenteuerlicheren Be-
rechnungen die Finanzsituation der 
Bezirke schönfärbt und Schuldzu-
weisungen an diese austeilt.
Am 8. November versammelten 
sich deshalb alle zwölf Bezirksäm-
ter gemeinsam zu einer Beratung, 
um eine realistische Haushaltspoli-
tik gegenüber den Bezirken einzu-
fordern. Alle Bezirksverordneten-
versammlungen hatten über ihre 
Vorsteherinnen und Vorsteher dazu 
bereits konkrete Vorschläge unter-
breitet. DIE LINKE Pankow hat auf 
ihrer letzten Hauptversammlung 
ein klares Votum für den Pankower 
Haushaltsbeschluss abgegeben und 
die Fraktion im Abgeordnetenhaus  
aufgefordert, die Bezirke zu unter-
stützen. Auf das Ergebnis darf man 
gespannt sein.  

Burkhard Kleinert
BVV-Vorsteher

Haushalt: Wie weiter?  
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Im vergangenen Jahr wurden in 
Pankow über 230 rechtsextreme 
Straftaten begangen. Damit liegt 
der Bezirk landesweit auf dem drit-
ten Platz der Statistik. Umso wich-
tiger sind Projekte, die sich offen-
siv mit dem Rechtsextremismus 
auseinandersetzen. Seit dem Jahr 
2002 gibt es in der Fehrbelliner 
Straße im Prenzlauer Berg „Moski-
to – Netzwerkstelle gegen Rechts-
extremismus“. „Bürgerschaftliches 
Engagement und eine starke de-
mokratische Zivilgesellschaft sind 
zentrale Momente zur Abwehr und 
Bekämpfung rechtsextremer und 
antidemokratischer Tendenzen und 
Erscheinungsformen.“, sagt Betti-
na Pinzl, eine von zwei Mitarbeite-
rinnen bei „Moskito“.
Die Netzwerkstelle übernimmt die-
se wichtige Aufgabe für Pankow. 
Sie informiert, sensibilisiert und 
aktiviert Pankower BürgerInnen 
und bietet Beratung und Unterstüt-
zung an. Pinzl weiter: „Ein beispiel-

hafter und wichtiger Bestandteil ist 
weiterhin das Pankower Register.“ 
Mit diesem Register werden rechts-
extremistische Vorfälle in Pankow 
umfassend dokumentiert. 
Elke Breitenbach (DIE LINKE), 
Mitglied des Abgeordnetenhau-
ses, hat sich in der Vergangenheit 
stark gemacht für die fi nanzielle 
Absicherung des Projektes. Bisher 
wurden beide Personalstellen über 
den Etat des Berliner Integrations-
beauftragten Günter Piening fi nan-
ziert. Mit dem Auslaufen von Bun-
desförderprogrammen funktioniert 
dieses nicht mehr.
Ab 2008 soll eine Stelle der Bezirk 
und die zweite vom Senat über-
nommen werden. Aber die dafür 
benötigten 28.000 Euro stellen den 
Bezirk vor Probleme. Bezirksbür-
germeister Matthias Köhne (SPD) 
betont die Notwendigkeit zur Fort-
führung der Arbeit von „Moskito“: 
„Die entsprechenden Mittel sind 
durch den Beschluss der Bezirks-

verordnetenversammlung in den 
Haushalt 2008/2009 eingestellt 
worden.“
Die Senatsfi nanzverwaltung hat 
den Entwurf des Bezirkshaushaltes 
bisher nicht akzeptiert und droht 
mit vorläufi ger Haushaltwirtschaft, 
die u.a. diese eine Stelle gefährden 
würde. Diese Zwangsverwaltung 
tritt ein „ … wenn der Hauptaus-
schuss des Abgeordnetenhauses 
unseren Haushaltsentwurf nicht 
akzeptieren würde.“, so Köhne. 
Im Hauptausschuss sitzt auch die 
vehemente Unterstützerin von 
„Moskito“, Elke Breitenbach. Sie 
sagt: „Rechtsextremismus muss da 
bekämpft werden, wo er auftritt, 
nämlich vor Ort.“ Und „Moski-
to“ leistet in dieser Hinsicht eine 
unverzichtbare Aufgabe für den 
Bezirk. Deswegen ist eine gemein-
same Lösung zwischen Senat und 
Bezirk zwingend erforderlich.  

Andreas Bossmann 

Projekte

extraDrei
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10.000 Jobs für Arbeitslose
Betroffene und Interessierte disku-
tierten am 9. Oktober, veranstaltet 
von der Basisorganisation Luise, im 
Frauenzentrum „Paula Panke e.V.“ 
über den von der LINKEN gefor-
derten und im Koalitionsvertrag von 
Rot-Rot beschlossenen Öffentlich 
geförderten Beschäftigungssektor 
(ÖBS). Bekanntlich will DIE LIN-
KE in Alternative zu Hartz IV und 
den zeitlich eng befristeten Zusatz-
jobs (Ein-Euro-Jobs) mit dem ÖBS 
reguläre, Existenz sichernde Be-
schäftigungsverhältnisse für schwer 
vermittelbare Langzeitarbeitslose 
schaffen.  Staatssekretärin Kerstin 
Liebich (DIE LINKE) informierte 
über die umfangreichen Anstren-
gungen des Senats.
Die Projektmanagerin von „Pau-
la Panke e.V.“, Helga Adler, be-
richtete über Erfahrungen und das 
große Interesse am Vereinsprojekt 
„Flexible Kinderbetreuung“, einem 
Modellprojekt für den ÖBS, das der 
Linkspartei-Senator Harald Wolf 
im November 2006 in Pankow aus 
der Taufe gehoben hatte. [extraDrei 
stellte das Projekt in der April-Aus-
gabe vor.] Mit dem nun vom Senat 

beschlossenen Programm werden 
in den nächsten vier Jahren 10.000 
Jobs für Langzeitarbeitslose in den 
Bereichen Nachbarschaftsarbeit, 
Seniorenbetreuung, Integration und 
Kultur fi nanziert. Genaue Informa-
tionen gibt es unter www.oebs-ber-
lin.de.
Zwar konnte sich DIE LINKE nicht 
mit ihrer Forderung nach Finanzie-
rung durch die Zusammenlegung 
von Europa-, Bundes- und Landes-
mitteln durchsetzen.
Aber mit Hilfe des Bundespro-
gramms „Perspektiven für Langzeit-
arbeitslose“ kann trotzdem vielen 
Betroffenen geholfen und nützliche 
soziale Tätigkeit - ja, wie Senatorin 
Heidi Knake-Werner (DIE LINKE) 
betonte - sinnvolle „Bürgerarbeit“ 
geleistet werden.
Bezahlt wird das Programm zu 75 
Prozent vom Bund und zu 25 Pro-
zent vom Land Berlin. Die Beschäf-
tigten erhalten monatlich 1.300 
Euro brutto, die Förderungsdauer 
beträgt bis zu 24 Monate und kann 
unbefristet verlängert werden.
Da die neuen Fördermaßnahmen 
keine bestehende reguläre Beschäf-

tigung im ersten Arbeitsmarkt erset-
zen oder verdrängen dürfen, soll die 
Umsetzung - bei voller Verantwort-
lichkeit der Bezirke - von einem 
Landesbeirat begleitet werden.
Positiv ist zu werten, dass bei die-
sen Maßnahmen - allerdings nach 
erfolgtem Abbau im öffentlichen 
Dienst - ein enges Zusammenwir-
ken von Bezirksamt, Trägern und 
Jobcenter im Interesse der sozio-
kulturellen Bedürfnisse im Bezirk 
gewährleistet wird.

Renate Tepper
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Gescheitert
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Im Zuge der Bezirksfusion im Jahr 
2001 übernahm der neue Groß-
bezirk kommunale Wochenmärk-
te. Zu dieser Zeit hatte die unter 
CDU-Führung stehende alte Pan-
kower Wirtschaftsverwaltung aus 
einer sprudelnden Einnahmequelle 
ein Zuschussgeschäft gemacht. Die 
seitdem andauernden Bemühungen 
von Pankower Bezirksverordneten 
zum Erhalt der Märkte in kommu-
naler Hoheit sind nun gescheitert. 
Wie konnte es dazu kommen?  
Auf Initiative der damaligen PDS-
Fraktion nahm sich der Wirtschafts-
ausschuss des Problems an. Mit 
Beschluss der Bezirksverordneten-
versammlung (BVV) vom 4. Juni 
2002 wurde die Wirtschaftlichkeit 
der Märkte wieder hergestellt; Au-
ßenstände gegenüber anderen Be-
hörden wurden aus in den frühen 
neunziger Jahren aufgelaufenen 
Überschüssen getilgt.
Im Jahr 2003 änderte die Senatsfi -
nanzverwaltung jedoch die Haus-
haltssystematik, so dass Über-
schüsse aus der Betreibung kom-
munaler Märkte durch den Bezirk 
nicht mehr angesammelt werden 
durften. Gleichzeitig stufte sie die 
Durchführung von Wochenmärk-
ten in kommunaler Hoheit für die 
unmittelbare Daseinsvorsorge als 
überfl üssig ein und verlangte vom 
Bezirk, sich von den Märkten zu 
trennen. Mitglieder des Abgeord-
netenhauses haben dem niemals 
widersprochen.
Unter den Bezirksverordneten 
gab es dafür, trotz der Forderung 
der hiesigen CDU-Fraktion nach 
einer Privatisierung, keine Mehr-
heit. Stattdessen diskutierte der 
Wirtschaftsausschuss zunächst die 
Gründung eines Betriebes nach § 
26 Landeshaushaltsordnung – dies 
erwies sich als undurchführbar.
Der PDS-Vorschlag zur Errichtung 
eines Eigenbetriebes nach dem Ei-
genbetriebegesetz wurde vom Se-
nat wie Abgeordnetenhaus verwor-
fen. Ungeachtet dessen erhöhten 
sich die Sparvorgaben des Senates 
im Bereich Personal gegenüber den 
Bezirken kontinuierlich. Dass die 
Märkte bis zum Jahr 2006/07  da-
von nicht betroffen waren, liegt an 
der Tatsache, dass der Bezirk quasi 
um die Märkte herum sparte. Dies 
geschah, weil der Wirtschaftsaus-

schuss auf Vorschlag der PDS im 
Januar 2006 die Errichtung einer 
bezirklichen GmbH zur kommu-
nalen Fortführung der Märkte be-
schlossen hatte. Mit diesem Vor-
schlag trafen wir auf anhaltende 
Widerstände auf allen Ebenen der 
Finanzverwaltung unseres Bezir-
kes wie auch im Senat.
Angesichts des fortdauernden 
Spardruckes, den der Senat auf die 

Bezirke ausübt, war trotzdem klar, 
dass der bisherige Umgang mit den 
Märkten endlich sein musste. Hin-
zu kommt, dass im Bezirksamt die 
Spielräume kleiner geworden sind. 
Nunmehr war abzuwägen, ob die 
letztlich 1,5 Personalstellen für die 
Märkte oder im Tiefbau-, im Ord-
nungs- oder im Veterinär- und Le-
bensmittelaufsichtsamt eingespart 
werden können, allesamt Amtsbe-
reiche, die längst an der Grenze ih-
rer personellen Leistungsfähigkeit 
angelangt sind. 
Darum wurde im Frühsommer ein 
erneuter Anlauf zur Errichtung ei-
ner kommunalen Markt-GmbH 
unternommen. Mindestens in der 
Senatswirtschaftsverwaltung wur-
de dieses Vorhaben jetzt positiv 
bewertet, die bezirkliche wie die 
Senatsfi nanzverwaltung nahmen 
aber nach wie vor eine ablehnende 
Haltung ein.
Um zu verstehen, was dies für den 
Zeitrahmen der Realisierung eines 
solchen Projektes bedeutet, muss 
man sich vor Augen halten, dass 
ein Bezirk zur Errichtung einer 
kommunalen GmbH der Zustim-

mungen folgender Stellen bedarf: 
Senatswirtschafts- und Senatsfi -
nanzverwaltung, Hauptausschuss 
des Abgeordnetenhauses, Abgeord-
netenhaus, Senat von Berlin. Und 
an jeder dieser Stellen ist Überzeu-
gungsarbeit gegen Widerstände zu 
leisten. 
Aus diesem Grund verfolgten so-
wohl das Ordnungsamt als auch 
der Ausschuss im Sommer 2007 
die Idee einer nach außen verge-
benen auftragsweisen Bewirtschaf-
tung unserer Märkte.
Am 9. Oktober 2007 wurde der 
Wirtschaftsausschuss davon unter-
richtet, dass dies sowohl vom hiesi-
gen Rechtsamt als auch von unserer 
Finanzverwaltung abgelehnt wird. 
Damit waren die Weichen gestellt: 
Die Ausschreibung der kommuna-
len Pankower Wochenmärkte er-
folgte unmittelbar danach; Anfang 
November wird eine Auswahlkom-
mission zusammentreten, und ab 1. 
Dezember 2007 werden die Märkte 
privat betrieben werden.
An dieser Stelle bleibt dreierlei 
festzuhalten: Auf dem Anger in 
Pankow und dem Hugenottenplatz 
in Französisch Buchholz wird wei-
terhin ein Wochenmarkt betrieben 
werden.
Die Chancen stehen gut, dass sich 
hier sowohl die Qualität des Ange-
botes als auch der zeitliche Rah-
men der Märkte verbessert. Der - 
mit einer an Heuchelei nicht mehr 
zu überbietenden Unterschriften-
kampagne der Pankower CDU 
- erweckte Eindruck, es würde 
zukünftig in Pankow keine Wo-
chenmärkte mehr geben, war und 
ist falsch. Dass es für alle jetzigen 
Markthändlerinnen am Standort 
eine Zukunft gibt, kann der Bezirk 
nicht mehr garantieren.
Der Bezirk trennt sich, gezwun-
genermaßen und gegen jede wirt-
schaftliche Vernunft, von einer 
Einnahmequelle, zu deren Wei-
terentwicklung ihm keine Chance 
gelassen wurde. Sechs Jahre an-
strengender politischer Arbeit ge-
gen Facharroganz sowohl in der 
Bezirksverwaltung wie beim Land 
waren umsonst. Ich begreife das 
als eine persönliche politische Nie-
derlage.

Wolfram Kempe
Bezirksverordneter 

Märkte werden privatisiert
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„Jüdische Lebenswege“

Geschichte und Gegenwart

extraDreiNovember  2007

Das Buch, das die profunde Kenne-
rin Pankower jüdischer Geschichte, 
die Musikwissenschaftlerin Inge 
Lammel, mit Hilfe vieler anderer 
Menschen im Verlag Hentrich & 
Hentrich vorgelegt hat, wurde am 
23. August 2007 im ehemaligen Jü-
dischen Waisenhaus in der Berliner 
Straße vorgestellt. Die Besuche-
rinnen und Besucher des Betsaals 
konnten das Buch nicht nur erwer-
ben, sondern auch sephardische 
Musik hören und bei einem Glas 
Saft oder Wein einer Lesung von 
Auszügen, unter anderem durch die 
Autorin, folgen. Zu Recht wurde 
eingangs die Leistung der Autorin 
von Hermann Simon („ein Stan-
dardwerk“) und Hans Coppi gewür-
digt. „Jüdische Lebenswege“ ist ein 
Kleinod für all diejenigen Pankowe-
rinnen und Pankower, die nicht ge-
schichtslos durch die Straßen ihres 
Kiezes laufen wollen. Wer wissen 
will, wo sich die Wurzeln und Orte 
jüdischen Lebens rund um die Brei-
te Straße befi nden, welche Schick-
sale sich mit ihnen verbinden, muss 
dieses Buch einfach lesen. Nicht 
zuletzt ist es auch ein Beitrag zum 

antifaschistischen Erinnern, wie 
es ihn mit einer solch lebendigen 
Dokumentation und Schilderung 
des Lebens von Zeitzeuginnen und 
–zeugen, so nicht noch einmal ge-
ben wird.
Dass das Buch erscheinen konnte, 
ist unter anderem dem Engagement 
des Bundes der Antifaschisten Pan-
kow (BdA) und des Fördervereins 
„Ehemaliges Jüdisches Waisenhaus 
in Pankow“ zu verdanken. Aber 
noch ist ein Teil der Druckkosten 

offen. Mit Spenden oder dem Kauf 
eines Exemplars kann dieses Pro-
jekt unterstützt werden. Ich selbst 
spende einige erworbene Exempla-
re an Pankower Bibliotheken.
Helfen Sie mit! Schreiben Sie an 
den Förderverein „Ehemaliges Jü-
disches Waisenhaus“, Berliner Str. 
120/121 in 13187 Berlin und bestel-
len Sie ein Buch. Oder spenden Sie 
auf Konto 7572399, Vereins- und 
Westbank AG, BLZ 200 300 00, 
Stichwort: Jüdisches Leben. 

Im April 2007 hatte der Bezirksvor-
stand einen umfangreichen Frage-
bogen an die Basisorganisationen 
verschickt. Ca. 30 von 70 Basisor-
ganisationen (BO) haben geantwor-
tet.
Es ergibt sich dabei folgendes Bild: 
Die Mehrheit der BO sichert den 
Kernbereich des Parteilebens durch 
regelmäßige Versammlungen und 
Beitragskassierung ab. Jedoch ge-
lingt es, nur noch einer Minderheit 
der BO außerhalb von Wahlkampf-
zeiten Außenaktivitäten zu entfal-
ten. Eine Werbung von Neumitglie-
dern fi ndet faktisch nicht statt. Die 
Mitgliederzahlen der BO schwan-
ken zwischen acht bis über 30 Ge-
nossInnen; bei BO-Verbünden und 
Ortsverbänden zwischen 60 und 
100.
Es gibt beträchtliche „Leistungsun-
terschiede“ zwischen den BO. Etwa 
bei der Verteilung von „extraDrei“- 
zwischen keinem und 460 verteilten 
Exemplaren oder der Durchführung 
von Infoständen außerhalb von 

Wahlkämpfen. Diese Probleme der 
mangelnden Außenwirkung sind 
den meisten BO durchaus bewusst. 
Zu ihrer Bewältigung fordern viele 
BO eine erhöhte Präsenz der Be-
zirks- und Landesebene.
Eine praktische Antwort zur Über-
windung dieser Probleme haben 
die BO gegeben, die sich zu Orts-
verbänden zusammengeschlossen 
haben oder auf andere Weise koo-
perieren. Die Auswertung der Fra-
gebögen lässt die Schlussfolgerung 
zu, dass vor allem diejenigen BO, 
die die Fragen nach der Kooperati-
on mit anderen BO bzw. der Bildung 
von Ortsvereinen positiv beantwor-
tet haben, meist mit denjenigen 
identisch sind, die die stärksten und 
dauerhaftesten Außenaktivitäten or-
ganisieren.
Am exemplarischsten fallen hier 
die Antworten der BO aus dem 
Wahlkreisaktiv Pankow-Süd sowie 
dem Zusammenschluss der BO aus 
den Bötzow-Viertel aus. Sie haben 
Planungskompetenz für Veranstal-

tungen, für die Herausgabe des 
Kiezblattes und die Organisation 
von Informationsständen auf einen 
handlungsfähigen Verbund übertra-

gen. Diese Veränderungen an der 
Basis haben alle drei Teile des Be-
zirks erfasst. Ortsverbände bestehen 
nunmehr in Pankow, Weißensee und 
Prenzlauer Berg.
Bei Wahrung des Prinzips der Frei-
willigkeit sollten diese Veränderun-
gen an der Basis der Partei durch 
den Bezirksvorstand gefördert und 
unterstützt werden. 

Marian Krüger

Die Parteibasis verändert sich  

Inge Lammel
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Masayuki Sumida von der Univer-
sität Hiroshima hat einen Frosch 
mit durchsichtiger Haut gezüchtet. 
Für die medizinische Forschung 
ein sehr bedeutsames Ergebnis. 
Durch die Haut schimmern  seine 
inneren Organe hindurch. Krank-
heiten können durch einfaches Be-
trachten und ohne blutiges Sezieren 
behandelt werden. Die Wirkung 
der verabreichten Medikamente 

kann ohne größeren Aufwand ver-
folgt werden. Insbesondere für die 
Krebsforschung ein außerordent-
lich bedeutsames Ergebnis. 
Durchsichtige Fische sind schon 
seit längerer Zeit bekannt. Aber 
Vierbeiner wurden erstmalig in die 
Welt gesetzt. 
Noch keine Ergebnisse zeitigt die 
Forschung, um durchsichtige Poli-
tiker (Zweibeiner) als Kandidaten 
für eine Wahl in eine Volksvertre-
tung vorzubereiten.
Der Vorteil läge auf der Hand. Ein 
Reglement für das Offenlegen der 
zusätzlichen Einkommen wäre be-
deutungslos und der Abgeordnete 
des Bundestages, Herr Otto Schily, 
(SPD) und vormals Bundesinnen-
minister, könnte sich nicht auf die 
anwaltliche Schweigepfl icht be-
rufen. Und im Vorübergehen wäre 
es möglich, bei Herrn Pfl üger von 
der Union und derzeitiger Frakti-
onschef derselben im Berliner Ab-

geordnetenhaus mit einem Blick in 
sein Gehirn die Absichten zu erken-
nen, die er mit der neuen Broschüre 
zum Straßenausbaubeitragsgesetz 
verfolgt. - Man muss die Dinge 
ja am Kochen halten. Aber ausge-
rechnet die Berliner CDU? - Noch 
schöner: Die beabsichtigte Strom-
preiserhöhung würde einmal über-
zeugend erklärt werden können.
In der aktuellen Stunde im Bundes-
tag am 24. Oktober diesen Jahres 
erklärte der Wirtschaftsminister, 
Herr Glos von den bayrischen 
Christsozialen, die Begründung 
der beabsichtigten Preissteigerung 
sei „nicht nachvollziehbar“. Aber 
die Abtrennung der Netze von der 
Produktion lehnte er ab. Das gera-
de würde die Konzerne schmerz-
haft treffen.
Na ja, vielleicht würde es schon 
reichen, wenn Politiker, die lügen 
einen roten Kopf bekämen. 

Klaus Flemming

extraDrei November  2007

Der durchsichtige Frosch

Glosse
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12. November   18 Uhr
Sitzung der Linksfraktion in der BVV 
im Fraktionszimmer, Bezirksamt Fröbel-
straße 17, Haus 7, Raum 109

15. November   17 bis 18 Uhr
Bürgersprechstunde von Marion Seelig 
(Abgeordnete) in der Geschäftsstelle der 
LINKEN Pankow, Kopenhagener Straße 
76

15. November   19 Uhr
„Das Gefängnis als Ort der Gewalt ?“, 
taz-Debatte mit Klaus Lederer (Abge-
ordneter) im Rahmen der Reihe „Kri-
minalpolitische Gespräche“, taz-Café, 
Kochstraße 18 

19. November   18 Uhr
Sitzung der Linksfraktion in der BVV 
im Fraktionszimmer, Bezirksamt Fröbel-
straße 17, Haus 7, Raum 109

21. November   20 Uhr
„Brot, Pop und Politik“ - Stefan Liebich 
(Abgeordneter) im Gespräch mit Erika 
Maier, Autorin des Buches „Einfach le-
ben - hüben wie drüben - Zwölf Doppel-
biographien“ und Robert Ide, Redakteur 
beim „Tagesspiegel“ im Blauen Salon 
der Brotfabrik, Caligariplatz

21. November   17.30 Uhr
11. Tagung der Bezirksverordnetenver-
sammlung (BVV) Pankow, Bezirksamt 
Fröbelstraße 17, Haus 7, BVV-Saal

24. November   12 bis 14 Uhr
Infostand der BO Luise am Rathaus-Center 
Pankow, Breite Straße

26. November   18 Uhr
Sitzung der Linksfraktion in der BVV 
im Fraktionszimmer, Bezirksamt Fröbel-
straße 17, Haus 7, Raum 109

26. November   18.30 Uhr
„Weißenseer Gespräche“ – Stefan Lie-
bich (Abgeordneter) im Gespräch mit 
Udo Wolf, Abgeordneter und Verfas-
sungsschutzexperte „Rechtsextremismus 
– Ursachen und Gegenstrategien“ im 
Frei-Zeit-Haus Weißensee, Pistoriusstra-
ße 23 

04. Dezember   17 Uhr
AG Kinder- und Jugendpolitik im Frakti-
onszimmer, Bezirksamt Fröbelstraße 17, 
Haus 7, Raum 109

10. Dezember    18 Uhr
Sitzung der Linksfraktion in der BVV 
Pankow im Fraktionszimmer, Bezirk-
samt, Fröbelstraße 17, Haus 7, Raum 
109

13. Dezember    16 bis 17 Uhr
Bürgersprechstunde von Stefan Liebich 
(Abgeordneter) in der Geschäftsstelle 
der LINKEN Pankow, Kopenhagener 
Straße 76

17. Dezember    18 Uhr
Sitzung der Linksfraktion in der BVV im 
Fraktionszimmer, Bezirksamt Fröbelstraße 
17, Haus 7, Raum 109

19. Dezember   17.30 Uhr
12. Tagung der Bezirksverordnetenver-
sammlung (BVV) Pankow, Bezirksamt 
Fröbelstraße 17, Haus 7, BVV-Saal

29. Dezember    12 bis 14 Uhr
Infostand der BO Luise am Rathaus-
Center, Breite Straße

 
14. Januar   18 Uhr

Sitzung der Linksfraktion in der BVV 
im Fraktionszimmer, Bezirksamt Fröbel-
straße 17, Haus 7, Raum 109

28. Januar    18 Uhr
Sitzung der Linksfraktion in der BVV 
im Fraktionszimmer, Bezirksamt Fröbel-
straße 17, Haus 7, Raum 109

04. Februar    18 Uhr
Sitzung der Linksfraktion in der BVV 
Pankow im Fraktionszimmer, Bezirk-
samt, Fröbelstraße 17, Haus 7, Raum 
109

06. Februar   17.30 Uhr
13. Tagung der Bezirksverordnetenver-
sammlung (BVV) Pankow, Bezirksamt 
Fröbelstraße 17, Haus 7, BVV-Saal


